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Vorblatt 


Sicherstellung der Grundrentenabfindung 
in der Kriegsopferversorgung 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Sicherstellung des Finanzbedarfs für die Abfindung der Kriegs- 
opfergrundrenten unter Entlastung des Bundeshaushalts. 


B. Lösung 

Im Rahmen eines neuen Rentenkapitalisierungsverfahrens, das 
vorübergehend an die Stelle der Kapitalabfindung des Bundes- 
versorgungsgesetzes tritt, sollen die erforderlichen Abfindungs- 
mittel außerhalb des Bundeshaushalts durch ein Kreditinstitut 
(Lastenausgleichsbank) im Auftrag des Bundes auf dem Kapital- 
markt beschafft und ausgezahlt werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Aufwendungen des Bundes belaufen sich — bei Wegfall 
der Ausgaben für Kapitalabfindungen des Bundesversorgungs- 
gesetzes — auf — in Millionen DM — 

1970 1971 1972 1973 

— 6 19 30 
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Bonn, den 23, Januar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherstellung der Grundrentenabfindung 
in der Kriegsopferversorgung (Rentenkapita- 
lisierungsgesetz-KOV) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizufühen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherstellung der Grundrentenabfindung in der 
Kriegsopferversorgung (Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- ! 
rates das folgende Gesetz beschlossen: | 


§ 1 

(1) Anstelle einer Kapitalabfindung nach den 
§§ 72 bis 80 des Bundesversorgungsgesetzes kann 
dem Berechtigten nach Maßgabe des Bundeshaus- 
haltsplans ein Betrag in Höhe der Kapitalabfindung 
durch ein Kreditinstitut gewährt werden (Renten- | 
kapitalisierung) ; das gilt auch, wenn die Kapital- | 
abfindung bereits bewilligt, aber noch nicht ausge- 
zahlt worden ist. 


(2) Der Kapitalisierungsbetrag wird aufgrund 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zwischen dem 
Kreditinstitut und dem Berechtigten gegen Abtre- 
tung des Anspruchs auf Zahlung der für einen Zeit- 
raum von zehn Jahren zustehenden Grundrente ge- 
währt. 


(3) Das Kreditinstitut wird vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen beauftragt. 


i 


§ 2 


(1) Für die Rentenkapitalisierung gelten die für j 
Kapitalabfindungen nach dem Bundesversorgungs- ; 
gesetz maßgebenden Vorschriften und Bestimmun- | 
gen mit Ausnahme des § 74 Abs. 2 Satz 3 und des 

§ 76 Abs. 3 des Bundesversorgungsgesetzes entspre- 
chend. 

(2) Die Voraussetzungen der Rentenkapitalisie- 
rung stellt die Verwaltungsbehörde fest. Zustän- 
digkeit, Verwaltungsverfahren und Rechtsweg rich- 
ten sich nach den bei der Gewährung von Kapital- 
abfindungen anzuwendenden Vorschriften und 
Bestimmungen. 

(3) Die Übertragung des Anspruchs auf Zahlung 
von Grundrente auf das Kreditinstitut zum Zwecke 
der Rentenkapitalisierung bedarf nicht der Geneh- 
migung nach § 67 Abs. 3 des Bundesversorgungsge- 
setzes. 


§ 3 

Gesetzliche Vorschriften, die dem Kapitalabfin- 
dungsberechtigten steuerliche und gebührenrecht- 
liche Vergünstigungen gewähren, gelten für die 
Rentenkapitalisierung entsprechend. 


§ 4 

(1) Der Empfänger des Kapitalisierungsbetrages 
kann aus wichtigen Gründen mit Zustimmung der 
Verwaltungsbehörde vom Rentenkapitalisierungs- 
vertrag zurücktreten. 

(2) Rückzahlungsansprüche gegen den Empfän- 
ger des Kapitalisierungsbetrages aus dem Renten- 
kapitalisierungsvertrag stehen der Bundesrepublik 
Deutschland zu. Sie werden für diese von dem Land 
geltend gemacht, in dem der Empfänger des Kapita- 
lisierungsbetrages im Zeitpunkt der Einleitung des 
Rückforderungsverfahrens seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat; § 2 Abs. 2 Satz 2 ist 
anzuwenden. 

(3) Ist der Versorgungsberechtigte verpflichtet, 
den Kapitalisierungsbetrag zurückzuzahlen, 

1. weil er ihn nicht fristgerecht bestimmungsgemäß 
verwendet oder seinen Verwendungszweck ver- 
eitelt hat oder weil er vom Rentenkapitalisie- 
rungsvertrag zurückgetreten ist oder 

2. weil die Verwaltungsbehörde den Bescheid über 
die Feststellung der Voraussetzungen der Ren- 
tenkapitalisierung widerrufen hat, 

so geht der Anspruch auf Zahlung der Grundrente 
mit dem Ersten des auf die Rückzahlung folgenden 
Monats auf ihn über. 


§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Auswirkungen der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung des Jahres 1966 auf den Bundeshaushalt 
machten erstmals 1967 eine erhebliche Kürzung der 
Mittel für Kapitalabfindungen nach den §§ 72 ff. des 
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) notwendig. Die 
für Kapitalabfindungen verfügbaren Haushaltsmittel 
gingen von 172 Millionen DM im Jahre 1966 auf 
137 Millionen DM (einschließlich 45 Millionen DM 
aufgrund des 2. Konjunkturprogramms der Bundes- 
regierung) im Jahre 1967 und schließlich auf 
120 Millionen DM in den Jahren 1968 und 1969 
zurück. Der seit 1967 nicht mehr bedarfsdeckende 
Haushaltsansatz machte bei unveränderter Nach- 
frage vom Frühjahr 1967 an einschneidende Ein- 
schränkungen in der Bewilligung von Kapitalab- 
findungen im Rahmen eines Dringlichkeitskatalogs 
unabweisbar. 

Das im Gesetzentwurf vorgesehene Verfahren der 
Rentenkapitalisierung über ein Kreditinstitut und 
aus Mitteln des Kapitalmarktes anstelle oder neben 
der Kapitalabfindung des Bundesversorgungsge- 
setzes soll einerseits der sozialpolitisch unbefriedi- 
genden Entwicklung auf dem Gebiet der Abfindung 
der Kriegsopferrenten begegnen. Es will anderer- 
seits im Interesse der Förderung der eigentumsbil- 
denden Wohnraumbeschaffung für Kriegsopfer für 
die Zukunft Engpässen in der Bereitstellung von 
Mitteln für Rentenabfindungen nach Möglichkeit 
Vorbeugen. Das neue Verfahren erleichtert es, künf- 
tig den Grundrentenanspruch der Beschädigten und 
Witwen auch dann zu kapitalisieren, wenn im Bun- 
deshaushalt Mittel für Kapitalabfindungen nicht 
oder nicht ausreichend verfügbar sind. Für diesen 
Fall bezweckt die Rentenkapitalisierung eine dem 
Bedarf angemessene, kontinuierliche Rentenabfin- 
dung. 

Das öffentlich-rechtlich ausgestaltete Verfahren 
schließt tatsächliche und rechtliche Nachteile für die 
Berechtigten aus und vermeidet zugleich weitest- 
gehend einen Verwaltungsmehraufwand für die Be- 
hörden der Kriegsopferversorgung der Länder. Diese 
stellen auf Antrag des Versorgungsberechtigten 
durch Bescheid fest, daß die Voraussetzungen für die 
Rentenkapitalisierung, die mit denen der Kapitalab- 
findung des Bundesversorgungsgesetzes übereinstim- 
men, vorliegen. Aufgrund des Feststellungsbeschei- 
des der Verwaltungsbehörde wird der Kapitalisie- 
rungsbetrag dem Versorgungsberechtigten von 
einem von der Bundesregierung durch Geschäftsbe- 
sorgungsvertrag zu beauftragenden Kreditinstitut 
— in Aussicht genommen ist die Lastenausgleichs' 
bank (Bank für Vertriebene und Geschädigte) — aus 
Mitteln des Kreditinstituts gezahlt. Der Anspruch 
auf Grundrente wird vom Versorgungsberechtigten 
an das Kreditinstitut abgetreten. Die Rechtsbezie- 


hungen zwischen dem Versorgungsberechtigten und 
dem Kreditinstitut regelt ein öffentlich-rechtlicher 
Vertrag. 

Das Verfahren der Rentenkapitalisierung soll ent- 
sprechend der Entwicklung der Haushaltslage des 
Bundes grundsätzlich jeweils für ein Haushaltsjahr 
an die Stelle des Verfahrens der Kapitalabfindung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz treten. Daneben 
kann es der Finanzierung von Kapitalabfindungs- 
spitzen dienen. 


11. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 enthält im ersten Halbsatz die an den 
Bundeshaushaltsplan gebundene Ermächtigung zu 
Rentenkapitalisierungen anstelle der Gewährung 
von Kapitalabfindungen nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz und regelt in Übereinstimmung mit den 
Vorschriften über die Kapitalabfindung die Höhe des 
Kapitalisierungsbetrages. Absatz 1 zweiter Halbsatz 
ermöglicht beim Übergang vom Verfahren der Kapi- 
talabfindung auf die Rentenkapitalisierung letztere 
auch in den Fällen, wo eine Kapitalabfindung bereits 
bewilligt, aber noch nicht ausgezahlt worden ist. 

Absatz 2 spricht die wesentlichen Elemente des Ren- 
tenkapitalisierungsverfahrens an : 

öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen Kreditinsti- 
tut und Berechtigtem, Zahlung des Kapitalisierungs- 
betrages durch das Kreditinstitut aus dessen Mitteln 
gegen Abtretung der Grundrente für zehn Jahre. 

Dem Kapitalisierungsbetrag liegt wie der Kapitalab- 
findung des Bundesversorgungsgesetzes die Grund- 
rente des Berechtigten zugrunde. Er ist insofern un- 
geachtet der Verfahrensunterschiede Surrogat der 
Kapitalabfindung und teilt deren Rechtsnatur als 
Leistung des Kriegsopferrechts. 

Die Beauftragung des Kreditinstituts durch die Bun- 
desregierung (Absatz 3) erfolgt im Rahmen eines 
Geschäftsbesorgungsvertrages, der das Innenverhält- 
nis zwischen Kreditinstitut und Bund regelt. 

Zu § 2 

Absatz 1 bestimmt mit den durch diö grundsätzlichen 
Unterschiede der beiden Verfahren bedingten Aus- 
nahmen die entsprechende Anwendung der für Kapi- 
talabfindungen geltenden materiell-rechtlichen Be- 
stimmungen und Verwaltungsvorschriften auf die 
Rentenkapitalisierung. 

Absatz 2 Satz 1 sieht die Feststellung der Voraus- 
setzungen der Rentenkapitalisierung durch die Ver- 
waltungsbehörde als Voraussetzung und Grundlage 
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für den Abschluß des öffentlich-rechtlichen Renten- 
kapitalisierungsvertrages mit dem Kreditinstitut vor. 

Absatz 2 Satz 2 bestimmt die Zuständigkeit der Ver- 
waltungsbehörden der Kriegsopferversorgung der 
Länder und stellt im übrigen insbesondere den 
Rechtsschutz des Versorgungsberechtigten durch die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sicher. 

Absatz 3 verzichtet auf die Genehmigung der Haupt- 
fürsorgestelle nach § 67 Abs. 3 des Bundesversor- 
gungsgesetzes, da deren Zweck, die nützliche und 
wirtschaftliche Verwendung des abgetretenen Ren- 
tenanspruchs zu gewährleisten, bereits durch die 
Prüfung im Rahmen des Feststellungsverfahrens der 
Verwaltungsbehörde, an dem die Hauptfürsorge- 
stelle beteiligt ist, erreicht wird. 


Zu § 3 

Die Vorschrift gewährleistet ausdrücklich die steuer- 
und gebührenrechtliche Gleichstellung mit Kapital- 
abfindungsberechtigten. 


Zu § 4 

Absatz 1 gibt dem Berechtigten beim Vorliegen 
wichtiger Gründe ein an die Zustimmung der Ver- 
waltungsbehörde gebundenes gesetzliches Rück- 
trittsrecht und entspricht damit der nach § 2 Abs. 1 
nicht anwendbaren Regelung des § 76 Abs. 3 des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

Absatz 2 räumt im Interesse des Rückzahlungspflich- 
tigen alle Rückzahlungsansprüche aus dem Vertrag 
— unter Ausschluß des Kreditinstituts als Gläubi- 
gerin — dem Bund ein und regelt die Sachlegitima- 
tion des Wohnsitzlandes. Damit wird auch insoweit 
insbesondere im Streitfall eine Angleichung an die 
Rechtslage bei der Kapitalabfindung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes erreicht. 

Absatz 3 entspricht im wirtschaftlichen Ergebnis der | 
auf die Rentenkapitalisierung nicht anwendbaren 
gesetzlichen Regelung des Wiederauflebens des er- 
loschenen Grundrentenanspruchs bei der Kapitalab- 
findung des Bundesversorgungsgesetzes (§ 2 Abs. 1) 
in den Fällen der Rückgängigmachung der Renten- 
kapitalisierung. Die Vorschrift sieht einen Rückfall 
des kapitalisierten Grundrentenanspruchs im Wege 
des gesetzlichen Forderungsübergangs vor, der die 
verwaltungsaufwendige Rückübertragung im Einzel- 
fall durch das Kreditinstitut entbehrlich macht. 


Zu § 5 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 6 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens berücksichtigt, daß 
das Rentenkapitalisierungsverfahren erstmals für 
das Jahr 1970 durchgeführt werden soll. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Nach dem bisherigen Verfahren zahlt der Bund die 
Grundrente für neun Jahre im voraus aus Haushalts- 
mitteln; der Berechtigte verliert damit den Anspruch 
auf seine Grundrente für zehn Jahre. Nach dem 
neuen Verfahren übernimmt diese Vorfinanzierung 
der Grundrente das Kreditinstitut. Das Kreditinsti- 
tut stellt dem Berechtigten den Kapitalbetrag in 
Höhe von neun Grundrentenjahresbeträgen gegen 
Abtretung der Grundrentenansprüche für zehn Jahre 
zur Verfügung. Die dem Kreditinstitut darüber hin- 
aus entstehenden Kosten trägt der Bund. 

Das neue Verfahren vermeidet die hohe Anfangs- 
belastung des Bundeshaushalts durch Gewährung der 
Kapitalabfindungen, für die nach dem gegenwärtig 
absehbaren Bedarf jährlich etwa 172 Millionen DM 
bereitzustellen wären. Der Bund zahlt vielmehr die 
Grundrentenbeträge in der jeweiligen Höhe monat- 
lich entsprechend der Abtretung an das Kreditinsti- 
tut. Das Kreditinstitut verwendet diese Beträge zur 
i Tilgung der für dieses Verfahren aufgenommenen 
' Kapitalbeträge und — soweit sie zur Tilgung nicht 
; mehr benötigt werden — zur Deckung der mit die- 
sem Verfahren zusammenhängenden Kosten. 

Die durch die Grundrentenbeträge nicht gedeckten 
Kosten (Zinsen und Verwaltungskosten), die der 
Bund zu tragen hat, belaufen sich für die Kapitali- 
j sierungsaktion eines Jahres bei einem Kapitalisie- 
rungsvolumen von 172 Millionen DM auf schätzungs- 
weise 47,5 Millionen DM. Die Zahlung dieses Be- 
trages verteilt sich über 10 Jahre. Die darin enthal- 
tenen Verwaltungskosten des Kreditinstituts werden 
auf 350 000 DM geschätzt. 

Stellt man die dem Kreditinstitut entstehenden 
Kosten, Zinsen für die Kapitalbereitstellung und 
Verwaltungskosten, den Aufwendungen des Bundes 
gegenüber, die bei Finanzierung der Kapitalabfin- 
dung aus Anleihemitteln des Bundes entstehen wür- 
den, so ergeben sich bei dem neuen Verfahren keine 
wesentlichen Mehrkosten. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit zusätz- 
lichen Kosten belastet. 
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